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Reichs-Geſetzblatt 
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Inhalt: Verordnung, betreffend die Einführung der deutſchen Militär ⸗Strafgeſetze in den Afrikaniſchen 
Schutzgebieten. S. oan, — Verordnung, betreffend das ſtrafgerichtliche Verfahren gegen Militär 
perſonen der Kaiſerlichen Schutztruppen. S. 670. — Abkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
dem Großherzogthum Luxemburg über den Verkehr mit Branntwein. S. 676. 


(Nr. 2328.) Verordnung, betreffend die Einführung der deutſchen Militär⸗Strafgeſetze in den 
Afrikaniſchen Schutzgebieten. Vom 26. Juli 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen 2 
verordnen auf Grund des F. 1 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
Deutſchen Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75), im Namen des Reichs, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die Militär⸗Strafgeſetze des Deutſchen Reichs treten in den Afrikaniſchen 
Schutzgebieten gleichzeitig mit dem Geſetze, betreffend die Schutztruppen in den 
Afrikaniſchen Schutzgebieten und die Ableiſtung der Wehrpflicht daſelbſt, vom 
7. Juli 1896 mit der Maßgabe in Kraft, daß im Sinne des Militär-Straf- 
geſetzbuchs vom 26. Juni 1872 eichs⸗Geſetzbl. S. 173) unter Heer auch die 
Kaiſerlichen Schutztruppen zu verſtehen ſind. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Merok an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Reichs ⸗Geſetzbl. 1896. . 


Ausgegeben zu Berlin den 4. Auguſt 1896. 


SE "GENEE 


(Nr. 2329.) Verordnung, betreffend das ftrafgerichtliche Verfahren gegen Militärperſonen der 
Kaiſerlichen Schutztruppen. Vom 26. Juli 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des Artikels II F. 4 des Geſetzes vom 7. Juli 1896 wegen 
Abänderung des Geſetzes vom 22. März 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 53), betreffend 
die Kaiſerliche Schutztruppe für Deutſch-Oſtafrika, und des Geſetzes vom 9. Juni 
1895 Geichs⸗Geſetzbl. S. 258), betreffend die Kaiſerlichen Schutztruppen für 
Südweſtafrika und für Kamerun, im Namen des Reichs, was folgt: 


e 
Das ſtrafgerichtliche Verfahren gegen die Angehörigen der Schutztruppen 
richtet ſich nach den Vorſchriften der Preußiſchen Militär⸗Strafgerichtsordnung 
vom 3. April 1845, ſoweit nicht in Nachſtehendem abweichende Beſtimmungen 


getroffen ſind. 
F. 2. 


Die Militär⸗Strafgerichtsbarkeit bei der Truppe wird verwaltet 
1. durch das Gericht des Oberkommandos der Schutztruppen, 
2. durch Gouvernementsgerichte, 

3. durch Abtheilungsgerichte. 


§. 3. 

Das Gericht des Oberkommandos der Schutztruppen beſteht aus dem 
Reichskanzler als Gerichtsherrn und einem mit Richterqualität verſehenen vor- 
tragenden Rath als Auditeur. Dem Reichskanzler ſteht die höhere Gerichts- 
barkeit und die niedere Gerichtsbarkeit über alle Angehörigen der Kaiſerlichen 
Schutztruppen zu, ſoweit dieſelben nicht der Gerichtsbarkeit der Gouvernements⸗ 
gerichte oder Abtheilungsgerichte unterſtehen. In Deutſchland befindliche An⸗ 
gehörige der Schutztruppen treten während ihres Aufenthalts daſelbſt unter die 
Gerichtsbarkeit des Oberkommandos der Schutztruppen. 


$. 4. 

Das Gouvernementsgericht beſteht aus dem Gouverneur oder Landes⸗ 
hauptmann als Gerichtsherrn und einem Auditeur. Dasſelbe hat die höhere 
und niedere Gerichtsbarkeit über ſämmtliche Angehörige der ihm unterſtellten 
Schutztruppe. 

. 5. 

Ein Abtheilungsgericht wird gebildet bei jeder von dem zuſtändigen Gou- 
verneur beziehungsweiſe Landeshauptmann beſtimmten Abtheilung. Dasſelbe 
beſteht aus dem Befehlshaber dieſer Abtheilung als Gerichtsherrn und einem 
unterſuchungsführenden Offizier. 
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Die Abtheilungsgerichte haben die niedere Gerichtsbarkeit über die zur 
Abtheilung gehörigen, ſowie über die derſelben vorübergehend überwieſenen 
Militärperſonen. 

Treten mehrere derartige Abtheilungen örtlich unter einen gemeinſamen 
Befehl, fo übt der rangälteſte Offizier die Befugniſſe des Gerichtsherrn über ſie aus. 


H. 6. 

Zur Bildung eines Unterſuchungsgerichts genügt in allen Fällen die Zu- 
ziehung eines Offiziers oder Sanitätsoffiziers als Beiſitzer. 

Der Beiſitzer hat in den Straffällen der Offiziere thunlichſt dem Dienſt⸗ 
grade des Angeſchuldigten zu entſprechen. Bei ſolchen Verhandlungen, welche 
unter Zuziehung eines Aktuars oder eines durch Handſchlag an Eidesſtatt ver⸗ 
pflichteten Protokollführers aufgenommen werden, kann von Zuziehung eines 
Beiſitzers abgeſehen werden. 

K 

In Ermangelung eines Auditeurs können ſeine Obliegenheiten durch einen 
zum Richteramte befähigten Beamten oder Offizier, und, falls ein ſolcher nicht 
verfügbar iſt, durch einen unterſuchungsführenden Offizier oder einen anderen 
Offizier wahrgenommen werden. Die Vereidigung eines ſolchen Offiziers erfolgt 
nach F. 80 der Militär⸗Strafgerichtsordnung. Jedoch bedarf es der Zuziehung 
eines weiteren Offiziers zur Vereidigung nicht. 


88 

Spruchgerichte hinſichtlich ſämmtlicher Angehörigen der Schutztruppen ſind 
Kriegs⸗ und Standgerichte. 

Die beſonderen Beſtimmungen der Militär⸗Strafgerichtsordnung über das 
Verfahren gegen Militärbeamte finden auf die Beamten bei den Schutztruppen 
keine Anwendung. Die oberen Militärbeamten werden hinſichtlich der Koften- 
freiheit den Offizieren gleichgeſtellt (Militär⸗Strafgerichtsordnung $. 274). 


Ka 
Vor der Einleitung der förmlichen Unterſuchung gegen den Kommandeur 
einer Schutztruppe iſt ſtets Meine Entſcheidung einzuholen. 


9.10. 
Zu einem Kriegsgericht ſind als Richter zu berufen: 
a) über einen Offizier: ein älterer Kompagnieführer als Präſes, zwei 
Kompagnieführer, zwei Lieutenants; 
b) über einen Unteroffizier: ein älterer Kompagnieführer als Präſes, zwei 
Offiziere, zwei Unteroffiziere, 
97 
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e) über einen Gefreiten oder Gemeinen: ein älterer Kompagnieführer als 
Präſes, zwei Offiziere, zwei Gefreite oder Gemeine; 

d) über einen Militärbeamten: ein älterer Kompagnieführer als Präſes, 
zwei Offiziere, zwei obere Militärbeamte, thunlichſt vom Dienſtzweige 
des Angeſchuldigten. 

Die aktiven Offiziere und die oberen Militärbeamten können im Bedarfs⸗ 
falle durch Offiziere des Beurlaubtenſtandes, durch Sanitätsoffiziere, oder durch 
Ingenieure des Soldatenſtandes, bei Kriegsgerichten über Mannſchaften (b und c) 
auch durch andere geeignete Militärperſonen erſetzt werden. 


F. 11. 

Zu einem Standgericht ſind als Richter zu berufen: 

a) über einen Unteroffizier: ein Kompagnieführer als Präſes, ein Lieutenant, 

ein Unteroffizier; 

b) über einen Gefreiten oder Gemeinen: ein Kompagnieführer als Präſes, 

ein Lieutenant, ein Gefreiter oder Gemeiner; 

c) über einen unteren Militärbeamten: ein Kompagnieführer als Präſes, 

ein Lieutenant, ein unterer Militärbeamter. 

Im Bedarfsfalle können die aktiven Offiziere durch Offiziere des Beurlaubten⸗ 
ſtandes, durch Sanitätsoffiziere oder Ingenieure des Soldatenſtandes, ſowie durch 
andere geeignete Militärperſonen — die unteren Militärbeamten durch Unter⸗ 
offiziere — erſetzt werden. 

SE 

Die Gerichte des Heeres, der Marine und der Schutztruppen haben 
einander Rechtshülfe zu leiſten. 

Den gegenſeitigen Requiſitionen auf Führung von Unterſuchungen, Fällung 
von Erkenntniſſen, Geſtellung von Beiſitzern zu Kriegsgerichten, Standgerichten 
und Unterſuchungsgerichten iſt Folge zu geben. 


. 

Fallen dem Angeſchuldigten nach dem Ergebniß der Ermittelungen mehrere 
ſtrafbare Handlungen zur Laſt und erſcheint für die Strafzumeſſung die Feſt⸗ 
ſtellung des einen oder anderen Straffalles unweſentlich, ſo iſt die Unterſuchung 
nur wegen der ſchweren Straffälle einzuleiten. 

Die nachträgliche Verfolgung der leichteren Straffälle iſt nur innerhalb 
zweier Monate nach Rechtskraft des Erkenntniſſes zuläſſig. 


$. 14. 
Wird unter Betheiligung von Perſonen verhandelt, welche der deutfchen 
Sprache nicht mächtig ſind, ſo iſt ein Dolmetſcher zuzuziehen. Die Führung 
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eines Nebenprotokolls in der fremden Sprache findet nicht ftatt; jedoch ſollen 
Ausſagen und Erklärungen in fremder Sprache, wenn und ſoweit dies mit 
Rückſicht auf die Wichtigkeit der Sache erforderlich erſcheint, auch in der fremden 
Sprache in das Protokoll oder in eine Anlage niedergeſchrieben werden. In den 
dazu geeigneten Fällen ſoll dem Protokoll eine durch den Dolmetſcher zu be— 
glaubigende Ueberſetzung beigefügt werden. Die Zuziehung eines Dolmetſchers 
kann unterbleiben, wenn die betheiligten Perſonen ſämmtlich der fremden Sprache 
mächtig ſind. 
$. 15. 

Dem Angeſchuldigten ſteht in jedem Falle das Recht zu, ſich zu per, 
theidigen oder durch eine andere Militärperſon vertheidigen zu laſſen. Iſt die 
Handlung mit dem Tode oder lebenslänglicher Freiheitsſtrafe bedroht, ſo muß 
ein Vertheidiger zugezogen werden. Die Vertheidigung darf nur zum gericht— 
lichen Protokoll oder mündlich vor dem Spruchgericht erfolgen. 


Hand 
Bietet die Führung der Unterfuchung vorausſichtlich keine Schwierigkeiten, 
und find ſowohl der Angeſchuldigte als auch die Beweismittel und gegebenen⸗ 
falls der Vertheidiger zur Hand, ſo kann der Gerichtsherr mit der Einleitung 
der förmlichen Unterſuchung die Anordnung des Spruchgerichts verbinden. 


sr 

In den Fällen des $. 16 findet mündliche Verhandlung vor dem Spruch 
gericht ſtatt. Der Angeſchuldigte wird zunächſt durch den Auditeur oder unter— 
ſuchungsführenden Offizier vernommen und, ſofern dies nicht ſchon geſchehen iſt, 
über ſeine Vertheidigungsbefugniſſe belehrt. Darauf folgen: die Beweiserhebung, 
der Vortrag des Auditeurs oder unterſuchungsführenden Offiziers und die Ver- 
theidigung. Dem Angeſchuldigten gebührt das letzte Wort. Die Aburtheilung 
ſchließt ſich unmittelbar an. Sie erfolgt in Abweſenheit des Angeſchuldigten und 
des Vertheidigers. Als Protokollführer wird eine durch Handſchlag an Eidesſtatt 
zu verpflichtende Militärperſon zugezogen. Ueber die Verhandlung iſt ein 
Protokoll aufzunehmen, welches von dem Vorſitzenden, von dem die Verhandlung 
führenden Auditeur oder Offizier und von dem Protokollführer zu unterſchreiben 
iſt. Dasſelbe muß enthalten: 

1. den Ort und den Tag der Verhandlung, 

2. die Namen der Mitglieder des Gerichts, des Auditeurs oder unter— 
ſuchungsführenden Offiziers, des Protokollführers und des etwa zuge— 
zogenen Dolmetſchers, ſowie den Vermerk der Beeidigungen; 

3. die Namen der Angeſchuldigten und ihrer Vertheidiger; 

4. die Namen der vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen und den 
Vermerk über die ſtattgehabten Beeidigungen. 
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Das Protokoll muß den Gang und die Ergebniſſe der Spruchſitzung im 
Weſentlichen wiedergeben und die Beobachtung aller weſentlichen Förmlichkeiten 
erſichtlich machen, auch die Bezeichnung der verleſenen Schriftſtücke, ſowie die im 
Laufe der Verhandlung geftellten Anträge, die ergangenen Entſcheidungen unter 
Angabe der Abſtimmung der einzelnen Richterklaſſen und die Urtheilsformel ent⸗ 
halten. Von dem Inhalt der Erklärungen des Auditeurs oder unterſuchungs⸗ 
führenden Offiziers, des Angeſchuldigten und des Vertheidigers, der Zeugen und 
der Sachverſtändigen wird nur das Weſentliche in das Protokoll aufgenommen. 
Inſoweit dieſe Perſonen bereits im Ermittelungsverfahren vernommen waren, iſt 
in dem Protokoll nur zu vermerken, ob und inwiefern ihre Erklärungen etwa 
von den früheren Ausſagen in erheblichem Punkte abweichen. 

Kommt es auf die Feſtſtellung eines Vorganges in der Spruchſitzung oder 
des Wortlautes einer Ausſage oder einer Aeußerung an, ſo hat der Präſes die 
vollſtändige Niederſchreibung und Verleſung anzuordnen. In dem Protokoll iſt 
zu vermerken, daß die Verleſung geſchehen und die Genehmigung erfolgt iſt 
oder welche Einwendungen erhoben ſind. Im Uebrigen bedarf es der Verleſung 
des Protokolls nicht. Hat ausnahmsweiſe ſchon vor der Spruchſitzung die eid⸗ 
liche Vernehmung von Zeugen ſtattgefunden, ſo kann, wenn die Lage der Sache 
dies geſtattet, von der nochmaligen Vernehmung abgeſehen werden. In dieſem 
Falle genügt die Verleſung des früher aufgenommenen Protokolls. 


$. 18. 

Ueber das Ergebniß der Beweisaufnahme entſcheiden die Spruchgerichte 
nach ihrer freien, aus dem Inbegriff der Verhandlungen geſchöpften Ueber⸗ 
zeugung. Aus den Erkenntnißgründen muß ſtets genau hervorgehen, welche 
Thatſachen vom Spruchgericht für feſtgeſtellt erachtet ſind. 


KS 
Kein Richter darf die Abſtimmung über eine Frage verweigern, weil er 
über eine vorhergegangene Frage in der Minderheit geblieben iſt. 


$. 20. 
Die Ausfertigungen der Erkenntniſſe werden nur von dem Präſes und 
dem Referenten unterzeichnet. Einer Unterfiegelung bedarf es nicht. 


ar 

Der Reichskanzler hat das Beſtätigungsrecht eines kommandirenden Generals, 
der Gouverneur beziehungsweiſe Landeshauptmann das Beſtätigungsrecht eines 
Diviſionskommandeurs, der Kommandeur einer oder mehrerer, mit Gerichtsbarkeit 
verſehener Abtheilungen das Beſtätigungsrecht eines Regimentskommandeurs. 

Im Uebrigen behalte Ich Mir das Beſtätigungsrecht vor. Auch bedürfen 
die Erkenntniſſe wider obere Militärbeamte, wie die Erkenntniſſe wider Offiziere 
und Sanitätsoffiziere Meiner Beſtätigung. 
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$. 22. 

Die Begutachtung eines kriegsgerichtlichen Erkenntniſſes erfolgt durch einen 
Auditeur oder durch einen zur Ausübung des Richteramts befähigten deutſchen 
Beamten oder Offizier. Die Begutachtung fol nicht durch einen Beamten oder 
Offizier geſchehen, welcher Referent in dem Spruchgericht war. 

Der Befehlshaber, welchem die Beſtätigung zuſteht, hat eine Begutachtung 
nur dann anzuordnen, wenn die Entſcheidung des Kriegsgerichts von dem An⸗ 
trage des Referenten weſentlich abweicht, oder wenn ihm die Entſcheidung aus 
ſonſtigen Gründen bedenklich erſcheint. Eine Begutachtung iſt ſtets erforderlich, 
wenn auf mehr als einjährige Freiheitsſtrafe erkannt iſt. 


G 23. 


Eine Begutachtung der Erkenntniſſe der Abtheilungsgerichte findet nicht ſtatt. 

Glaubt der Gerichtsherr die Beſtätigung verſagen zu müſſen, ſo hat er 
unter Begründung der Verſagung das Erkenntniß nebſt den Akten dem mit der 
höheren Gerichtsbarkeit verſehenen Vorgeſetzten vorzulegen. Dieſer muß das Er- 
kenntniß durch einen Auditeur ($. 22) begutachten laſſen und kann dasſelbe auf— 
heben, wenn er es in Uebereinſtimmung mit dem Gutachten für nichtig, geſetz⸗ 
widrig oder aktenwidrig erachtet. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen dürfen die bei dem Gericht des Ober- 
kommandos der Schutztruppen beziehungsweiſe den Gouvernementsgerichten er- 
gangenen noch nicht rechtskräftigen ſtandgerichtlichen Erkenntniſſe von dem an ſich 
zur Beſtätigung zuſtändigen Gerichtsherrn aufgehoben werden. 


$. 24. 


Erfolgt die Aufhebung eines Erkenntniſſes, fo darf zu dem neuen Spruch⸗ 
gericht der frühere Referent als ſolcher wieder zugezogen werden. Das neue 
Spruchgericht hat die rechtliche und militärdienſtliche Beurtheilung, welche der 
Aufhebung des Erkenntniſſes zu Grunde gelegt ift, auch feiner Entſcheidung zu 
Grunde zu legen. 

F. 25. 

Die Vollstreckung einer Freiheitsſtrafe bis zu einem Jahre einſchließlich erfolgt, 
ſoweit dies angängig, an Ort und Stelle, die Vollſtreckung einer Freiheitsstrafe 
von längerer Dauer erfolgt in der Heimath und iſt vom Gerichtsherrn — $. 180 
Militär⸗Strafgerichtsordnung — in ſinngemäßer Anwendung der für die An- 
gehörigen Meiner Armee beſtehenden Vorſchriften zu veranlaſſen. 


$. 26. 


Die Geſchäfte des General⸗-Auditoriats und des General-Auditeurs werden 
von dem General⸗Auditoriat und dem General-Auditeur der Armee und Marine 


wahrgenommen. 
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$. 27. 
Die ergangenen kriegs- und ſtandgerichtlichen Erkenntniſſe ſind nach Er⸗ 
ledigung der Sache mit den Akten von dem Gerichtsherrn dem General-Auditoriat 
zur Prüfung vorzulegen. 


) Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Merok an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1896. 
(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 


(Nr. 2330.) Abkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und dem Großherzogthum Luxemburg 
über den Verkehr mit Branntwein. Vom 22. Mai 1896. 


Nachdem im Großherzogthum Luxemburg durch Geſetz vom 21. März 1896 
eine mit dem deutſchen Branntweinſteuergeſetze vom 24. Juni 1887 im Weſent⸗ 
lichen übereinſtimmende Beſteuerung des Branntweins eingeführt worden iſt, wird 
zwiſchen der Kaiſerlich deutſchen Regierung, vertreten durch: 

den Wirklichen Geheimen Legationsrath Freiherrn von Lindenfels, 

den Geheimen Ober⸗Finanzrath Köhler, 

den Geheimen Regierungsrath Conrad, 

den Geheimen Regierungsrath Koreuber, 
und der Großherzoglich luxemburgiſchen Regierung, vertreten durch: 

den Generaldirektor der Finanzen Mongenaſt, 
vorbehaltlich der Genehmigung durch die beiderſeitigen Regierungen, folgendes 
Abkommen geſchloſſen: 


I. Hinſichtlich des aus Deutſchland nach Luxemburg und umgekehrt über⸗ 
gehenden Branntweins ſowie der Branntweinfabrikate aller Art wird weder eine 
Rückvergütung der Branntweinſteuer (Maiſchbottich⸗ oder Materialſteuer, Ver⸗ 
brauchsabgabe, Zuſchlag und Brennſteuer) an den Ausführenden gewährt, noch 
im Lande der Einfuhr eine Uebergangsabgabe erhoben. Die Befreiung von der 
Uebergangsabgabe tritt jedoch für Branntwein und für Branntweinfabrikate, die 
in Likören oder ſonſtigen Trinkbranntweinen beſtehen, nur dann ein, wenn ſie 
nachweislich der Verzollung unterliegen oder unterlegen haben oder wenn die 
Einfuhr im freien Verkehr auf Grund eines Uebergangsſcheins oder im gebundenen 
Verkehr auf Grund eines Branntwein⸗Verſendungsſcheins J erfolgt und die aus 
dem Uebergangsſcheine oder Verſendungsſcheine ſich ergebenden Verpflichtungen 
erfüllt werden. 
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II. Behufs Sicherſtellung der beiderſeitigen Einnahmen an Branntwein⸗ 
ſteuer für den aus einem Lande in das andere übergangsabgabefrei übergehenden 
Branntwein, einſchließlich der Liköre und fonftigen Trinkbranntweine, wird, wie 
folgt, verfahren: 

a) Für diejenige Branntweinmenge, welche im freien Verkehr auf Ueber- 
gangsſchein von Deutſchland nach Luxemburg mehr übergeführt wird 
als von Luxemburg nach Deutſchland, erſtattet Deutſchland an Luxem⸗ 
burg — im umgekehrten Falle Luxemburg an Deutſchland —: 

1. die Maiſchbottich- oder Materialſteuer mit ........ 0,13 Mark, 
abrauchsaßgabe, mit. . e ee e 0% Mark 
für das Liter reinen Alkohols. 


b) Für denjenigen Branntwein, welcher im gebundenen Verkehr mit 
Branntwein⸗Verſendungsſchein I übergeht, wird 

1. wenn er der Maiſchbottich- oder Materialſteuer unterlegen hat, 
die Verbrauchsabgabe, und zwar ſtets mit 0,0 Mark für das 
Liter reinen Alkohols, 

2. wenn Maifchbottih- oder Materialſteuer für ihn nicht erhoben 
iſt, die Verbrauchsabgabe, und zwar ſtets mit 0/0 Mark für das 
Liter reinen Alkohols, und der auf dem Branntwein ruhende 
Zuſchlag 

in demjenigen Lande erhoben, in welchem der Branntwein in den freien 
Verkehr tritt. In dem Falle zu 1 findet außerdem für die in das 
eine Land mehr als in das andere übergeführten Branntweinmengen 
eine Erſtattung der Maiſchbottich- oder Materialſteuer mit Ou: Mark 
für das Liter reinen Alkohols, wie zu a, ſtatt. 

Wird Branntwein, einſchließlich der Liköre und ſonſtigen Trinkbranntweine, 
aus dem freien Verkehr ohne Uebergangsſchein übergeführt, ſo unterliegt er in 
dem Beſtimmungslande der Uebergangsabgabe von 96 Mark für das Hektoliter 
reinen Alkohols, ſofern er nicht nachweislich verzollt iſt. 


III. Sollten größere Mengen ausländiſchen Branntweins unter Verzollung 
nach Luxemburg eingeführt und, nach erfolgter Verarbeitung zu Likören oder 
ſonſtigen Trinkbranntweinen, mit oder ohne Zuſatz von inländiſchem Branntwein, 
im freien Verkehr mit Uebergangsſchein nach Deutſchland übergeführt werden, ſo 
behält ſich Lurembarg — im umgekehrten Falle Deutſchland — das Recht vor, 
den hierbei übergeführten ausländiſchen Branntwein bei der für die Abrechnung 
vorgeſehenen Anſchreibung außer Anſatz zu laſſen. Ueber das hierbei einzuhaltende 
Verfahren iſt vorher mit dem anderen Theile eine Verſtändigung herbeizuführen. 


IV. Zur Ausführung der Beſtimmungen unter II dieſes Abkommens ſoll 
folgendes Verfahren eintreten: | 

a) Die Ausfertigung der Uebergangsſcheine und der Verſendungsſcheine I 

für den Verkehr zwiſchen beiden Ländern erfolgt im Lande der Ver— 
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ſendung und ihre Erledigung im Lande der Beſtimmung durch die⸗ 
jenigen Behörden, welche die Befugniß zur Ausfertigung und Erledigung 
von Branntwein⸗Uebergangsſcheinen oder Branntwein⸗Verſendungs⸗ 
ſcheinen beſitzen. 

Für das Großherzogthum Luxemburg verbleibt es dabei, daß die 
ebengedachten Abfertigungen denjenigen beigezählt werden, welche zu dem 
Geſchäftsbereiche der Zolldirektion und des Hauptzollamts gehören. 
Die Abfertigung des Branntweins auf Uebergangsſchein oder Ver⸗ 
ſendungsſchein J und das Verfahren bei Ausſtellung und Erledigung 
dieſer Scheine richtet ſich nach denjenigen Vorſchriften, welche in Deutſch⸗ 
land über die Verſendung von unter Steueraufſicht ſtehendem Brannt⸗ 
wein, Likören und ſonſtigen Trinkbranntweinen gelten. Jedoch ſoll 
bei Verſendung von Likören, ſolange nicht von einem der vertrag⸗ 
ſchließenden Theile die jedesmalige Ermittelung des Alkoholgehalts für 
erforderlich bezeichnet wird, von dieſer Ermittelung abgeſehen und der 
Alkoholgehalt auf 35 Volumenprozent angenommen werden. 

Ein Uebergangsſchein iſt nur für ſolchen im freien Verkehr befindlichen 
Branntwein auszufertigen, welcher nach den für die Abfertigung zur 
Ausfuhr nach dem Zollauslande beſtehenden Vorſchriften als vergütungs⸗ 
fähig zu behandeln iſt. Die Ausfertigung eines Uebergangsſcheins iſt 
daher namentlich in dem Falle abzulehnen, wenn ſich bei der Prüfung 
der zur Abfertigung vorgeführten Waare Spuren zuvoriger Denaturirung 
des Branntweins nachweiſen laſſen. 
Von den betreffenden Abfertigungsſtellen in Luxemburg wird über den 
Ein⸗ und Ausgang von Branntwein, der nach Ziffer II Abſatz 1 
unter a und b bei der gegenſeitigen Abrechnung in Betracht kommt, 
je ein Notizregiſter geführt. In dieſe Notizregiſter ſind nach der Liter⸗ 
menge reinen Alkohols einzutragen: 
1. die Branntweinmengen, die im freien Verkehr auf Uebergangs⸗ 
ſchein abgefertigt worden ſind, 
2. die auf Verſendungsſchein J abgefertigten Branntweinmengen, die 
der Maiſchbottich⸗ oder Materialſteuer unterlegen haben. 
Die Zolldirektion in Luxemburg ſtellt auf Grund der von den lurem⸗ 
burgiſchen Abfertigungsſtellen geführten Notizregiſter und der zugehörigen 
Beläge nach Ablauf jedes Rechnungsjahres zunächſt eine vorläufige, 
dann eine ſchließliche Nachweiſung auf, aus der die Litermenge reinen 
Alkohols des auf Uebergangsſchein oder Verſendungsſchein I aus dem 
Gebiete der Branntweinſteuergemeinſchaft nach Luxemburg und um⸗ 
gekehrt übergegangenen Branntweins, ſowie die Beträge an Maiſchbottich⸗ 
oder Materialſteuer und Verbrauchsabgaben⸗Vergütung zu erſehen fin, 
die nach Maßgabe der Beſtimmungen in Ziffer II Abſatz 1 unter a 
und b wechſelſeitig in Aufrechnung zu bringen ſind. 

Die herauszuzahlenden Beträge werden auf Grund dieſer Nach⸗ 

weiſung feſtgeſtellt. 


—— e 


V. Die in dem Protokolle vom Ze se 1858 und dem Separatprotofolle 
vom 20./25. Oktober 1865 getroffenen Vereinbarungen treten mit dem 1. Oktober 
1896 für die Dauer dieſes Abkommens außer Kraft. 

VI. Die aus Anlaß des deutſchen Branntweinſteuergeſetzes vom 24. Juni 
1887 zur Verhinderung der heimlichen Einbringung von Branntwein an der 
luxemburgiſchen Grenze eingerichtete deutſche Grenzbewachung kommt nach (Er, 
ledigung des Nachſteuergeſchäftes in Luxemburg, ſpäteſtens am 1. Januar 1897, 
in Fortfall. 

VII. Das vorftehende Abkommen tritt am 1. Oktober 1896 in Wirkfam- 
keit und bleibt für die Dauer des zur Zeit in Rechtskraft beſtehenden, die Fort⸗ 
dauer des Zollanſchluſſes des Großherzogthums Luxemburg an das Zollſyſtem 
Preußens und der übrigen Staaten des deutſchen Zollvereins betreffenden DVer- 
trages vom 20./25. Oktober 1865 verbindlich. 5 

Für den Fall jedoch, daß ſich aus dieſem Abkommen eine erhebliche Benach⸗ 
theiligung des Brennereigewerbes im Gebiete eines der vertragſchließenden Theile 
ergeben ſollte, ſteht jedem der vertragenden Theile das Recht zu, auch während 
der Dauer des Vertrages vom 20./25. Oktober 1865 das gegenwärtige Abkommen 
zu kündigen. Dieſes tritt alsdann mit dem Ablaufe des Kalenderjahres, in dem 
die Kündigung erfolgt iſt, außer Wirkſamkeit, vorausgeſetzt, daß dem anderen 
Theile vor dem 1. Juli des betreffenden Jahres die Kündigung angezeigt worden 
iſt. Gleichzeitig mit dem Aufhören der Wirkſamkeit des gegenwärtigen Ab⸗ 
kommens gelangen die Verabredungen in den Protokollen vom 14. Abri 1858 
und 20.25. Oktober 1865 wieder in vollem Umfange zur Anwendung. 

Im Falle einer Aenderung der in Deutſchland oder Luxemburg geltenden 
Branntweinfteuergefege kann die Kündigung auch zu einem anderen Termine und 
mit kürzerer Kündigungsfriſt erfolgen. 

Dieſes in zwei gleichlautenden Exemplaren ausgefertigte Abkommen iſt von 
den beiderſeitigen Bevollmächtigten unterzeichnet worden. 


Berlin, den 22. Mai 1896. 


Freiherr von Lindenfels. Mongenaſt. 
Köhler. 

Conrad. 

Koreuber. 


Das vorſtehende Abkommen iſt deutſcherſeits unter dem 23. Juli 1896 
durch den Reichskanzler, luxemburgiſcherſeits unter dem 10. Juli 1896 durch den 
Staatsminiſter, Präſidenten der Regierung, genehmigt worden. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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